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LANDESRAT BIELER sagt wiederum NICHT DIE WAHRHEIT:

· UVP-Pflicht für Umfahrung Schützen ist sehr wohl gegeben
· Verfassungs- und Verwaltungsgerichtshof hoben Enteignungen wegen RECHTSWIDRIGKEIT auf

· LR Bieler argumentiert mit Pkw-Zählergebnissen, die bewusst am FALSCHEN ORT gemessen wurden, nämlich gar nicht in Schützen.
UVP-Pflicht für Umfahrung Schützen ist gegeben
Landesrat Bieler behauptet in seinen Aussagen gegenüber den Medien immer wieder, dass für die Umfahrung Schützen keine gesetzliche UVP-Pflicht gegeben sei.  Als Grund dafür wird vorgebracht, dass eine UVP erst ab einer Straßenlänge von 10 km nötig sei.  Das ist falsch!
Auf die Straßenlänge kommt es im Falle der Umfahrung Schützen gar nicht an.  Die Umfahrung Schützen ist in jedem Fall als „Schnellstraße“ zu sehen und wird nach anderen Bestimmungen beurteilt, als sie das Land Burgenland immer wieder zitiert.  Nach diesen Bestimmungen ist es auf jeden Fall  notwendig ein Umweltverfahren abzuhalten, d.h. es besteht UVP-Pflicht. 
Die Umfahrung B50 weist alle Merkmale der europäischen Bestimmungen für Schnellstraßen auf:
1. Für den Langsamverkehr existieren eigene Begleitwege. Querungen der Straße erfolgen durch Landesstraßenbrücken.
2. Sie weist keine Kreuzungen auf (außer einer Scheinquerung!)
3. Sie ist mit dem Hinweiszeichen „Autostraße“ ausgewiesen.  Das Halten und Parken auf der Fahrbahn ist verboten.

Deshalb ist die B50 an der Strecke Schützen unter allen Umständen UVP-pflichtig.   Die Behauptung betreffend der notwendigen Straßenlänge von 10 km ist deshalb völlig irrelevant.  LR Bieler versucht auch hier von der Gesetzeswidrigkeit der Straße und der Planung abzulenken.   
Nach der vom Land zitierten Bestimmung ist die Umfahrung Schützen UVP-pflichtig, weil nicht nur auf die Strecke der tatsächlich errichteten Umfahrung alleine abzustellen ist, sondern im Zuge der UVP-Prüfung auch auf die allgemein möglichen „Varianten“ in die Überlegungen einbezogen werden müssen.  Es hätten die „Trassenabschnitte Mitte“ und „Trassenabschnitt Süd“ (= Südumfahrung) in einem korrekten Verfahren einbezogen werden müssen.   Damit ergibt sich im Verfahren eine Streckenlänge von mehr als 10 km.  LR Bieler versucht in seinen Aussagen immer wieder von den Pflichten des Landes abzulenken, die schlicht umgangen wurden.
Verfassungs- und Verwaltungsgerichtshof heben Enteignungen als rechtswidrig auf

Die Aussage von Landesrat Bieler „Die Enteignungen selbst seien weder vom Verfassungs- noch vom Verwaltungsgerichtshof kritisiert worden“ ist schlichtweg falsch. Sowohl der Verfassungs- als auch der Verwaltungsgerichtshof haben die Enteignungen der Grundeigentümer als rechtswidrig aufge-hoben. „Rechtswidrigkeit“ ist also keine Form von „Kritik“?  Auch der nachgeschobene Zusatz „Das Land sei unverändert bemüht, eine rasche und gütliche Einigung mit den Grundeigentümern zu finden“ ist gänzlich falsch.  Bisher haben die Landesvertreter – auf Anweisung von oben – zwar Gespräche geführt, aber gleich beigefügt, dass sie gar nicht daran denken, ein korrektes Umwelt-verfahren abzuhalten.  Die Aussage von LR ist eine reine Verhöhnung der Betroffenen. 
LR Bieler argumentiert mit FALSCHEN PKW-ZÄHLERGEBNISSEN, die bewusst an einem ganz anderen Ort gemacht wurden.
Bei der Verhandlung hat sich ergeben, dass Landesrat Bieler in der Vergangenheit mit unzutref-fenden Zählergebnissen operiert hat.  Die  Zählung der Durchfahrten fand nämlich nicht bei der Ortseinfahrt Schützen statt, sondern in der Nachbargemeinde Eisenstadt bei der Einfahrt Ost, mehrere Kilometer von der Gemeindegrenze Schützen entfernt.  

Die über die Jahre wiederholt genannten Zahlen von 18.000 Kfz pro Tag haben sich also überhaupt nicht auf Messungen in der Gemeinde Schützen, an der Ein- oder Ausfahrt, bezogen.  Dadurch wurde die Öffentlichkeit bewusst getäuscht und man versuchte so die große Notwendigkeit für eine Umfahrung vorzuspiegeln.
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